
Nachschlagewerk: ja 
3GHZ: nein

BGB § 242 Oh

Hatte der Schädiger den Brsatzberechtigten an seinen 
Haftpflichtversicherer verwiesen, so kann seine Berufung 
auf inzwischen eingetretene Verjährung auch dann rechts­
mißbräuchlich sein, wenn der Versicherer schließlich 
weitere Verhandlungen abiehnt, weil er seine Deekungs- 
pflicht nicht für gegeben hält.

BGH, Urt. v. 4. Februar 1969 - VI ZB 213/67 - OLG Frankfurt a J,?.
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Der VI. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf 
die mündliche Verhandlung vom 4. Februar 1969 unter Mit­
wirkung des Senatspräsidenten Dr. Engels und der Bundes­
richter Hancbeck, Dr. Bode, Dr. Y/eber und Dr. Nüßgens

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Klägerin wird das Urteil 
des 2. Zivilsenats des Oberlandesgerichts in 
Frankfurt (M.) vom 30. Juni 1967 aufgehoben.

Die Sache wird zur neuen Verhandlung und Ent­
scheidung, auch über die Kosten der Revision, 
an das Berufungsgericht zurückverwiesen.

Von Rechts wegen

Tatbestand:

Der Beklagte, ein Dachdeckermeister, hatte 1959 
das Dach einer Gemeindcturnhalle mit Asbestzementplatten 
eingedeckt. Als sich 1963 Mängel herausstellten, ließ 
die Gemeinde das Dach durch die Firma M f l H H H P  neü ein'" 
decken. Dazu wurde auch der Beklagte herangezogen, in 
welchem Umfang, ist streitig; jedenfalls hatte er einen 
Aufzug und drei Arbeiter zu stellen, die die alten 
Platten vom Doch trugen und die neuen hinaufbrachten. 
Dabei brach am 23. September 1963 einer seiner Arbeiter 
namens M o ^ ^  durch eine der Platten und stürzte auf 
den Boden der Turnhalle, so daß er sich erheblich ver­
letzte. Seitdem ist seine Arbeitsfähigkeit gemindert.
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Die klagende Berufsgenossenschaft hat die Kosten 
für die Krankenhausbehandlung Mo^Pls getragen und zahlt 
ihm gemäß Bescheid vom 14. Dezember 1964 eine Rente. Mit 
ihrer Klage verlangt sie vom Beklagten Erstattung ihrer 
bisherigen, auf 8.282,34 DM berechneten Aufwendungen. 
Außerdem begehrt sie die Feststellung, daß ihr der Be­
klagte auch alle künftigen Aufwendungen erstatten müsse. 
Sie ,yirft ihm vor, die Unfallverhütungsvorschriften 
grobfahrlässig außer acht gelassen zu haben.

Der Beklagte hat eingev/andt, nicht er, sondern die 
Firma sei bei der Heueindeckung des Daches
dafür verantwortlich gewesen, daß das zur Verhütung 
eines Unfalles Erforderliche getan werde. Jedenfalls 
falle ihm keine grobe Fahrlässigkeit zur Last.

Das Landgericht hat den Beklagten nach den Klage­
anträgen verurteilt.

Vor dem Oberlandosgericht hat der Beklagte seine 
SinweridungGii wiederholt, sich jedoch nunmehr in erster 
Linie darauf berufen, daß der Rückgriffsanspruch der 
Klägerin bei Einreichnung der Klage (am 12. Mai 1966) 
verjährt war. Die Klägerin hält dies für rechtsmiß­
bräuchlich. Das Berufungsgericht hat die Klage wegen 
Verjährung abgewiesen.

Mit der Revision verfolgt die Klägerin ihre Klage­
anträge weiter.
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Eni e s

I.

1. Nach § 642 RVO verjährt der Rückgriffsanspruch 
einer Berufsgenossenschaft in einem Jahr nach dem Tag, 
on dem ihre Leistungspflicht "bindend festgestellt" 
ist. Als diesen Zeitpunkt hat das Berufungsgericht den 
18. Januar 1965 angesehen, nämlich den Tag, an dom der 
Rcntenbbscheid der Klägerin vom 14. Dezember 1964 da­
durch rechtsv/irksam geworden war, daß gegen ihn
kein Rechtsmittel eingelegt hatte. Das ist zutx’effend. 
"Bindend" ist die Leistungspflicht für die Berufs- 
genossenschaft erst dann festgeoteilt, wenn ihr Eenten- 
beschoid nicht mehr durch Rechtsmittel angefochten 
werden kann (vgl. Senatsurteil vom 13- Februar 1968 
- VI ZR 154/66 - VersR 1968, 689; BGHZ 17, 296, 298;, 
EGZ 135, 298, 502)■.

Die Klägerin hat ihre vom 11. Mai 1966 datierte 
Klageschrift am 12. 4Jai 1966 beim Landgericht einge­
reicht; am 2. Juni 1966 ist sie dem Beklagten zuge- 
otellt worden. Somit war die einjährige Verjährungs­
frist bei Erhebung der Klage abgelaufen, infolgedessen 
hängt die Entscheidung des Rechtsstreits davon ab, ob 
der Beklagte sich etwa deshalb nicht auf die Verjährung 
berufen kann, weil er damit gegen Treu und Glauben ver­
stoßen würde, dies vor allem deshalb, weil die Klägerin 
mehrere Monate lang mit seinem Kaftpflichtversicherer 
in Verbindung gestanden hatte.

2. Insofern ist nach dem Berufungsurteil von 
folgendem Verlauf auszugehen:
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Der Unfall hatte sich am 23. September 1963 er­
eignet. Am 14. Dezember 1964 erließ die Klägerin den 
Rentonbescheid zugunsten Außerdem hatte sie,
v/ie sich aus den vom Landgericht beigezogenen Akten 
der Berufsgenossenschaft ergibt, am 12. März 1964 gegen 
den Beklagten gemäß § 710 RVO eine Ordnungsstrafe fest­
gesetzt, weil dieser grobfahrlässig gegen ihre Unfall-, 
Verhütungsvorschriften verstoßen habe. Gegen diesen 
Bescheid erhob der Beklagte Klage vor dem Sozial­
gericht, die durch Urteil vom 28. September 1963 ab- 
gewiesen wurde mit der Begründung, der Beklagte habe 
in der lat grobfohrlässig gehandelt. Nachdem dieses 
Urteil rechtskräftig geworden v/ar, beschloß der Regreß­
ausschuß der Klägerin am 12. November 1965,beim Be­
klagten Rückgriff zu nehmen. Diesen Anspruch machte 
die Klägerin mit Schreiben vom 16. November 1965 gegen­
über dem Beklagten geltend. Der antwortete am 
9. Dezember 1965, -die Angelegenheit liege bei seiner 
Haftpflichtversicherung, der A®H^-Versicherungs-AG 
in .Daraufhin wandte sich die Klägerin
am 17. Dezember 1965 an diV> Afl|^^)mit folgendem 
Schreiben;

"Anliegend ubersenden wir Ihnen eine Durch­
schrift unseres Schreibens vom 16. November 
1965, mit dem wir gegen Herrn Y/illi 
in der obengenannten Unfallsache Ersatzan­
sprüche gemäß § 640 der Reichsversicherungs­
ordnung geltend gemacht haben. Wie uns Ihr 
Versicherungsnehmer mit Schreiben vom 
9.12.1965 mitteilte, hat er Sie bereits von 
der Angelegenheit unterrichtet.
Da wir nach dem 14.1.1966 von der Verjährung 
unserer Ersatzansprüche bedroht sind, dürfen 
wir Sie schon heute bitten, uns bis spätestens
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zum 30.12.1965 schriftlich zu bestätigen, 
daß von Ihrer Versicherung Deckungsschutz 
gewährt.und auf die Einrede der Verjährung 
verzichtet wird, damit wir nicht gezwungen 
sind, zur Wahrung unserer Ersatzansprüche 
Klage zu erheben."

Auf eine Rückfrage der Klägerin bestätigte der Sach­
bearbeiter der A ^ m ^ a m  3» Januar 1966 der Klägerin, 
daß von der Einrede der Verjährung bis zum 31. Dezember 
1966 kein Gebrauch gemacht werde, und bekräftigte dies 
mit Schreiben vom 26. Januar 1966;

"Ihren Wunsche entsprechend bestätigen wir 
Ihnen hiermit, daß wir in vorliegendem 
•Schadensfälle die Einrede der Verjährung 
bis zum 31.12.1966 nicht geltend machen 
werden, sofern diese Verjährung nicht 
bereits eingetreten ist.
Ergänzungshalber möchten wir Ihnen im übrigen 
noch nitteilen, daß wir z.Zt. mit Ermittlungen 
zur Haftungofrage beschäftigt sind."

Am 28. März 1966 schrieb jedoch die A ( H H )  der Klä­
gerin;

"In vorliegender Schadenssache konnten wir 
erst jetzt die Vertragsakte unseres Ver­
sicherungsnehmers überprüfen.
Danach müssen wir Ihnen leider mitteilen, 
daß wir unserem Versicherungsnehmer für das 
Schadensereignis vom 23.9.1963 aus Gründen, die wir diesem bereits schon mitgeteilt 
haben, für vorliegenden Schadensfall keinen 
Versicherungsschutz gewähren können."

Nunmehr'wandte sich die Klägerin mit Schreiben 
vom 30. März 1966 erneut unmittelbar an den Beklagten. 
Als dieser nicht antwortete, ließ sie ihm .am 22. April
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1966 durch einen Rechtsanwalt eine letzte Frist bis 
zun'30. April 1966 setzen. Da er auch hierauf nicht 
antwortete, reichte sie am 12. Mai 1966 die Klage 
ein.

II.

1. Das Berufungsgericht geht zutreffend von dem 
in der Rechtsprechung seit langem anerkannten Grund­
satz aus, daß der Geschädigte sich gegenüber der vom 
Ersatzpflichtigen erhobenen Verjährungseinrede auf 
unzulässige Rechtsausübung berufen kann, wenn er 
nach dom Verhalten des Schädigers oder des ihn ver­
tretenden Hoftpflichtversicherers der Auffassung sein 
durfte, seine Ansprüche würden, wenn nicht gar be­
friedigt, so doch nur mit sachlichen Einwendungen be­
kämpft werden, und wenn er deshalb davon abgesehen 
hat, rechtzeitig Klage zu erheben (Urteile des Senats 
vom 21. Dezember 1955 - VI ZR 232/54 - DM § 242 BGB /Cb7 
Nr. 2 = VersR 1956, 116 und vom 12. Juli 1957 •
- VI ZR 94/56 - VersR 1957, 667, zuletzt wieder 
VI ZR 165/66 vom 12. März I960 - VersR 1968, 591).
Das Berufungsgericht meiiit, die Mitteilung des Beklag­
ten vom 9. Dezember 1965, die Angelegenheit liege bei 
seiner Versicherung, habe die Klägerin nicht zu der 
Annahme berechtigt, sie brauche die Klage nicht schon 
bis Mitte Januar 1966 einzureichen. Dies habe sie 
auch selbst nicht angenommen, wie sich aus ihrem 
Schreiben an die AfHHfe vom 17. Dezember 1965 er­
gebe. Denn hier habe sie ausdrücklich um die Be­
stätigung gebeten, daß dem Beklagten Deckungsschutz 
gewährt und auf die Einrede der Verjährung verzichtet 
werde. Die erste dieser beiden erbetenen Erklärungen
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habe aber die nicht gegeben, sondern schließ­
lich mitgeteilt, sic könne keinen Deckungsschutz ge­
währen. Das Berufungsgericht ist der Ansicht, daß sich 
die Klägerin nicht damit hätte zufrieden geben dürfen, 
0I3 ihr der Sachbearbeiter der A p H H I  zwar am
3. Januar 1966 erklärte, die Verjährungseinrede werde 
(bis Ende 1966) nicht erhoben, aber nicht auch be­
stätigte, daß sie den Schadensfall decken werde. Die 
Klägerin hätte,se meint das Berufungsgericht, darauf 
bestehen müssen, daß die AflHHl auch diese zweite 
Drage bejahte, und hätte, nachdem diese keine Erklä­
rung abgegeben habe, rechtzeitig noch vor dem 
18. Januar 1966 Klage erheben müssen.

2. Der Standpunkt des Berufungsgerichts hält 
der rechtlichen HachpxüAfung nicht stand. Dem Beklag­
ten ist es versagt, sich auf Verjährung zu berufen.

a) Es mag dahinstehen, ob der Beklagte die Erklä­
rung der A | p ^ i i  sie "verzichte" bis Ende 1966 auf 
die Einrede der Verjährung, nicht gegen sieh gelten 
zu lassen braucht. Zwar hatte er ihr, als er mit ihr 
den Versicherungsvertrag abschloß, Vollmacht erteilt, 
alle ihr zweckmäßig erscheinenden Erklärungen auch 
in seinem Namen abzugeben (§ 5 Ziff. 7 AHB). Das ist 
für den Versicherungsnehmer in aller Regel unbedenk­
lich, weil die Erklärungen des Versicherers durchweg 
im wirtschaftlichen Ergebnis zu seinen Lasten und 
nicht zu Lasten des Versicherungsnehmers gehen 
(BGrllZ 38, 71, 80; Lent KJW 1955, 713). Diese Erwägung 
versagt aber, wenn der Versicherer keinen Deekungs-
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schütz gewährt, weil,.wovon hier auszugehen ist, der 
Schadensfall nicht unter seine Deckungspflicht fällt. 
Dann hat er seine Erklärungen ohne Vertretungsmacht 
abgegeben (vgl. Wussov/ WI 1966, 29 zu dem mit § 5 
Ziff. 7 AHB übereinstimmenden § 10 Ziff. 5 AKB). Daraus 
dürfte folgen, daß sich der Versicherungsnehmer weder 
rechtsgesehäftliehc Erklärungen noch das sonstige Ver­
halten des Versicherers zurechnen zu lassen braucht, 
sobald dieser es abgclehnt hat, Deckungssehutz zu ge­
währen (vgl. Wussow AHB, 4. Auf!. § 5 Anrn. 26).

b) Im vorliegenden Pall kommt es jedoch auf diese 
Präge nicht entscheidend an. Denn hier hatte der Be­
klagte mit Schreiben vom 9- Dezember 1965 die Klägerin 
ausdrücklich an die A ^ | ^  verwiesen* Die Klägerin 
beruft sich daher nicht nur auf die Erklärung der 
A « B I ,  mit der Erhebung der Klage könne bis Ende 1966 
gewartet werden, sondern macht vor allem geltend, der 
Beklagte müsse sich die Monate, in denen sie auf die 
Entscheidung der AflBH^gewartet habe, nach Treu und 
Glauben zurechnen lassen. Das ist entgegen der Ansicht 
des Berufungsgerichts zu bejahen.

aa) Bei den hier in Bede stehenden Fällen kann 
sich der Schuldner deshalb nicht auf Verjährung be­
rufen, weil er andernfalls eine Haltung einnähme, die 
nach Treu und Glauben mit seinem früheren Verhalten 
unvereinbar wäre, durch das er dem Gläubiger be­
rechtigten Anlaß gegeben hatte, vorerst davon abzu­
sehen, der Vollendung der Verjährung durch Klageerhe­
bung vorzubeugen (BGHZ 9, 1» 6; BGZ 115, 135, 137;
144, 37Ö, 381j 145, 239, 244). Insofern macht die
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Revisionserwiderung mit Recht geltend, daß es nicht 
genügen kann, wenn der Gläubiger aus seiner Sicht 
des Glaubens ist, noch zuwarten zu können. Vielmehr 
muß sein Warten auf einem Verhalten de3 Schuldners 
beruhen; außerdem muß dessen Verhalten - wenn auch 
imbeabsichtigt - derart gewesen sein, daß der Gläubiger 
nach verständigem Ermessen, also nach objektiven Maß­
stäben, darauf vertrauen dürfte, der Schuldner sei 
mit dem Hinausschieben der Klageerhebung einver­
standen (vgl. das bereits erwähnte Senatsurteil vom 
21. Dezember 1955 und RGZ 145, 244; 144, 581).

Bei der Beurteilung dieser Präge steht im all­
gemeinen dem Verhalten des Schuldners das Verhalten 
seines Versicherers gleich (vgl. Senatsurteil vom 
12. Juli 1957 - VI KR 94/56 - VersR 1957, 667;
Prölß, VVG 17. Auf1. Anm. 5 zu § 5 AHB im Ann. I 
zu §§ 149 ff VVG). Da dieser Grundsatz aber im 
wesentlichen aus der Vollmacht des § 5 Ziff. 7 AHB 
abgeleitet ist, kann er hier nicht ohne weiteres 
herangezogen werden. Immerhin kommt es schon bei 
der Präge, wie weit die Vollmacht geht, nicht unbe­
dingt und in vollem Umfang darauf an, ob der Ver­
sicherer Deckungsschutz gewährt. So muß ein Ver­
sicherungsnehmer die Erklärungen seines Versicherers 
auch dann gegen sich gelten lassen, wenn die An­
sprüche des Dritten, deretwegen der Versicherer 
mit ihm verhandelt, die Deckungssumme übersteigen 
oder wenn er kraft Selbstbehalts einen Teil des 
Schadens tragen muß (BGKZ 24, 508, 519/520; 
Stiefel/Wussow, AKB 7. Aufl„ § 10 Anm. 24). Bei 
einem "kranken" Versicherungsverhältnis (vgl.
§§ 158 c, 158 f VVG) gilt dies selbst dann, wenn
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der Versicherer überhaupt nicht Deckung zu gewähren 
braucht (BGHZ aaO.; vgl. auch BGHZ 28, 244, 248 und 
jetzt § 3 Mr. 10 PfVG i.d.P. vom 5» April 1965). lm 
vorliegenden Pall kommt es allerdings, wie ausgeführt, 
nicht so sehr auf die kraft der Vollmacht des § 5 AHB ab­
gegebene Erklärung der A ( m ^ a n ,  si0 verz:i-ckte auf 
die Verjährungseinrede. Entscheidend ist ihr Verhalten 
und das Verhalten des Beklagten, der die Klägerin mit 
seinem Schreiben vom 9» Dezember 1965 an die 
verwiesen hatte. Bei dieser Frage geht es nicht, wie 
die Revisionserwiderung ausführt, um eine Auslegung 
dieses Schreibens, sondern um die Rechtsfrage, ob nach 
läge des Falles unter besonderer Berücksichtigung 
dieses Schreibens des Beklagten seine Berufung auf 
Verjährung gegen § 242 BGB verstößt.

bb) Zwar konnte die Klägerin von der A ^ H ^  
nicht am 3. Januar 1966 auch die Erklärung erwarten 
und verlangen, die Verjährungseinrede werde auf 
keinen Fall erhoben, nämlich auch dann nicht, wenn 
sic nach Prüfung des Schadensfalles ihre Deckungs­
pflicht verneinen sollte. Eine solche Erklärung hätte 
sie nicht zu Lasten des Beklagten abgeben können. Das 
hat auch die Klägerin, wie das Berufungsgericht richtig 
sagt, nicht angenommen. Das Berufungsgericht meint aber, 
die Klägerin habe darauf bestehen müssen, daß ihr die 
A f l l ^ n o c h  rechtzeitig vor Vollendung der Verjährung, 
jedenfalls vorweg, bindend erklärte, sie werde Deckungs­
schutz gewähren und sich allenfalls mit sachlichen Ein­
wendungen gegen die Haftpflicht ihres Versicherungs­
nehmers wenden. Wenn sie diese Erklärung nicht habe 
erreichen können, so hätte sie Klage erheben müssen.
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Dem kann nicht zugestimmt werden. Die 
hatte der Klägerin erklärt, sie hätte die Ermittlungen 
in ihrem Hause aufgenommcn und sei mit der Prüfung 
der Angelegenheit beschäftigt. Danach kann nicht ange­
nommen werden, daß sie in der Lage gewesen wäre, noch 
vor dem 16. Januar 1966 bindend zu erklären, sie werde 
jedenfalls ihre Deckungspflicht anerkennen. Infolge­
dessen hätte es nicht in ihrem Interesse gelegen, 
wenn die Klägerin sogleich zur Klageerhebung hatte 
schreiten müssen, also einen beim Landgericht Limburg 
zugelassenen Bechtsanv/alt beauftragt hätte, so daß 
schon Anwalts- und Gerichtskosten entstanden wären. 
Solange die auf Wunsch des Beklagten seine
Sache prüfte, bestand die Aussicht, daß sie den 
Haftpflichtfall decken werde und daß man zu einer 
außergerichtlichen Einigung gelangen könne. Daher 
lag die Vermeidung der dann unnötig aufgewandten 
Prozeßkosten im allseitigen Interesse, somit auch 
der Aufschub der Klage bis zum Abschluß der von der 
A j B B B ^ su6esagten Prüfung. Das aber entsprach, 
worauf es hier ankommt, insbesondere dem Interesse 
des BjklagJjen.. Hätte die Klägerin, wie das Berufungs­
gericht von ihr verlangt, sogleich Klage eingereicht 
und sie dem Beklagten zustellen lassen, so würde 
dieser nicht etwa einen Anwalt beauftragt, sondern 
die Klageschrift der A M M  zugeleitet haben, so 
wie ihm dies nach § 5 Ziff. 4 AHB obgelegen hätte.
Denn auch er ging damals noch davon aus, daß die 
A 0 H ^  für ihn eintreten werde. Diese hinwiederum 
würde aller Voraussicht nach die Klägerin gebeten 
haben, die Klage solange ruhen zu lassen, bis sie 
ihre Ermittlungen abgeschlossen hatte und entscheiden 
konnte, ob sie nicht auch diesen Pall außergerichtlich 
erledigen könnte. Da dies durch die bereits er­
wachsenen Anwalts- und Gerichtskosten erschwert sein 
konnte, würde die die Klage als verfrüht
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angesehen haben. Das aber muß für den Beklagten 
selbst ebenso gelten. Gewiß konnte er Gefahr laufen, 
daß in der Zeit, in der die A U B ^ ^ i e  Sache prüfte, 
seine Beweismittel an Kraft verloren. Dem stand aber 
mit größerem Gewicht die Aussicht gegenüber, daß die 
Allianz schließlich die Sache außergerichtlich er­
ledigen werde. Solange er glaubte, die werde
für ihn eintreten, konnte - und mußte (§ 5 Ziff. 4 AHB) - 
er die Klägerin an die AflflHl verweisen. Dies hat er 
in seinem Schreiben vom 9* Dezember 1965 getan. Die 
Kehrseite dieser Befugnis ist nach Treu und Glauben, 
daß er sich nachher, als die A f l H ^ w i d e r  Erwarten 
gar den Deckungsschutz versagte, nicht darauf berufen 
kann, daß die Klägerin mit der Erhebung der Klage 
solange zugewartet habe, als die Sache in den Händen 
der AfHHfclag.

3. Es kann sich daher nur noch fragen, ob die 
Klägerin mit der Einreichung der Klage bis zum 
12. Mai 1966 warten durfte. Dagegen bestehen jedoch 
keine Bedenken.

Allerdings ist dem Schädiger die Berufung auf 
Verjährung dann, wenn zwischen den Parteien Verhand­
lungen geschwebt haben, nur solange versagt, als 
dies gegen Treu und Glauben verstoßen würde. Die 
schwebenden Verhandlungen haben lediglich den Ablauf 
der Verjährung um eine angemessene Frist hinausge­
schoben, die nach Treu und Glauben zu bemessen ist 
und in der Hegel nur kurz sein wird (Senatsurteile 
vom 14. Oktober 1958 - VI ZR 183/57 - DM § 222 BGB 
Hr. 6 = VersR 1958, 862 m.w.N, und vom 7. Dezember 
1962 - VI ZR 62/62 - DM § 14 StVG Hr. 3 * VersR 1963,
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145 sowie vom 1. Dezember 1964 - VI ZR 195/65 - LM 
KfzPflVorsG Nr. Is = VersR 1965, 142). Der Beklagte 
kann sich jedoch nicht darüber beschweren, daß die 
Klägerin nicht schon gleich, nachdem die A l H H l  
Deckungsschutz abgelehnt hatte, gegen ihn klageweise 
vorging, sondern ihm nochmals eine letzte Frist 
setzte, die Sache außergerichtlich beizulegen. Erst 
als er auch auf das Anwaltsschreiben vom 24. April 
1966 nicht antwortete, erkannte sie, daß sie ohne 
Anrufung des Gerichts nichts erreichen werde. Sie hat 
dann binnen kurzer Frist Klage eingereicht.

III.

Das Berufungsgericht durfte daher die Klage nicht 
wegen Verjährung abweisen. Ob sie, wie der Beklagte 
mit seiner Berufung geltend gemacht hat, deshalb abzu- 
weisen wäre, weil ihm nicht der Vorwurf grober Fahr­
lässigkeit gemacht werden könne, hat das Berufungs­
gericht noch nicht untersucht. Zur Nachholung dieser 
Prüfung war daher die Sache an das Berufungsgericht 
zurückzuverweisen.

Engels Hanebeck Dr. Bode
Dr. Weber Dr. Hüßgens
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